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 in Bekräftigung dessen, dass die Förderung und der Schutz der Menschenrechte für 
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 mit dem Ausdruck seiner ernsten Besorgnis darüber, dass sich ausländische terroristi-

sche Kämpfer, die sich Einrichtungen wie der Organisation Islamischer Staat in Irak und der 

Levante (ISIL, auch bekannt als Daesh), der Al-Nusra-Front und anderen Zellen, Unteror-
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die Koordinierung der Anstrengungen auf nationaler, subregionaler, regionaler und interna-

tionaler Ebene zu verbessern, und die Staaten in dieser Hinsicht mit Nachdruck auffordernd, 

die in Resolution 2370 (2017) enthaltenen Maßnahmen vollständig durchzuführen, 

 in der Erkenntnis, dass die Mitgliedstaaten mittels eines risikobasierten Ansatzes den 

Missbrauch nichtstaatlicher, gemeinnütziger und wohltätiger Organisationen durch Terro-

risten und zu deren Gunsten verhindern müssen, mit der Aufforderung an die nichtstaatli-

chen, gemeinnützigen und wohltätigen Organisationen, Versuche von Terroristen, den Sta-

tus dieser Organisationen zu missbrauchen, durch Risikominderungsmaßnahmen zu verhü-

ten beziehungsweise sich ihnen zu widersetzen, zugleich jedoch darauf hinweisend, wie 

wichtig die volle Achtung des Rechts der freien Meinungsäußerung und der Vereinigungs-

freiheit des Einzelnen in der Zivilgesellschaft sowie der Religions- und Weltanschauungs-

freiheit ist, Kenntnis nehmend von den einschlägigen Dokumenten mit den Empfehlungen 

und Leitlinien der FATF und bekräftigend, dass die Staaten wirksame und verhältnismäßige 

Maßnahmen gegen gemeinnützige Organisationen festlegen und ergreifen sollen, die ent-
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Nutzung des Internets für terroristische Zwecke zu entwickeln und einzusetzen, unter ande-

rem durch die Erarbeitung von Gegennarrativen und durch technologische Lösungen, Kennt-

nis nehmend von dem Globalen Internetforum Terrorismusbekämpfung der Technologie-

branche und das Forum auffordernd, noch stärker mit Regierungen und Technologieunter-

nehmen weltweit zusammenzuarbeiten, und in Anerkennung der vom Exekutivdirektorium 

und von ICT4 Peace erarbeiteten Initiative „Tech Against Terrorism“ (Technologie gegen 



 
S/RES/2395 (2017) 

 

7/13 17-23099 

 

 2. beschließt, dass das Exekutivdirektorium bis zum 31. Dezember 2021 weiter als 

besondere politische Mission unter der Richtliniengebung des Ausschusses zur Bekämpfung 

des Terrorismus tätig sein wird, und beschließt ferner, bis zum 31. Dezember 



S/RES/2395 (2017) 
 

 

17-23099 8/13 

 

von Maßnahmen zu unterstützen, die sie nach dem Völkerrecht ergreifen, um gegen die Be-

dingungen anzugehen, die den Terrorismus und den gewalttätigen Extremismus, der den 

Terrorismus begünstigt, fördern; 

 9. weist das Exekutivdirektorium an, dem Ausschuss zur Bekämpfung des Terro-

rismus bis zum 30. März 2018 über Möglichkeiten Bericht zu erstatten, wie der Bewertungs-

prozess gestärkt werden kann, insbesondere indem zielgerichtete und fokussierte Folgebe-

suche, die die umfassenden Bewertungen durch das Exekutivdirektorium ergänzen, erwogen 

werden, nach Bedarf und eingedenk des globalen Mandats des Exekutivdirektoriums ein 

risikobasierter Ansatz zur Reaktion auf sich verändernde Bedrohungen verfolgt wird, nach 

Möglichkeit die Fristen für die Erstellung und Überprüfung von Berichten verkürzt werden, 

eingedenk der Kapazitätsunterschiede bei den Mitgliedstaaten, die Bewertungsinstrumente 

fairer und konsequenter angewandt werden und auf Geheiß der bewerteten Mitgliedstaaten 

und ergänzend zu den primären Kontakten mit Akteuren aus den Mitgliedstaaten auch Sach-

verständige für Terrorismusbekämpfung aus der Zivilgesellschaft, aus Hochschulen, Denk-

fabriken und dem Privatsektor herangezogen werden, einschließlich im Rahmen von Besu-

chen und Bewertungen von Mitgliedstaaten, damit die Aufmerksamkeit auf Maßnahmen zur 

Terrorismusbekämpfung gelegt wird, die effektiv sind, und die Bewertungen nützlicher und 

zugänglicher und stärker auf bestimmte Zielgruppen ausgerichtet sind; 

 10. ersucht den Vorsitz des Ausschusses zur Bekämpfung des Terrorismus, hoch-

rangige Amtsträger aus den bewerteten Mitgliedstaaten zu den entsprechenden Sitzungen 

des Ausschusses einzuladen, ersucht den Vorsitz ferner, die bewerteten Mitgliedstaaten zu 

bitten, sich bei der Umsetzung der Empfehlungen des Exekutivdirektoriums mit dem Exe-

kutivdirektorium und mit dem Büro für Terrorismusbekämpfung abzustimmen, und ersucht 

das Exekutivdirektorium, dem Ausschuss innerhalb von 12 Monaten nach dem ersten Be-

wertungsbericht über die Schritte zur Umsetzung der aus der Bewertung hervorgegangenen 

Empfehlungen Bericht zu erstatten, eingedenk der in Bezug auf Kapazitäten und die Ver-

fügbarkeit von Ressourcen bestehenden Unterschiede, sowie über den Bedarf an technischer 

Hilfe bei der Umsetzung bestimmter Empfehlungen, und weist das Exekutivdirektorium an, 

dem Ausschuss gegenüber Empfehlungen hinsichtlich zusätzlicher Folgemaßnahmen abzu-

geben, die gegebenenfalls erforderlich sind, darunter nach Bedarf auch zusätzliche techni-

sche Hilfe, um die Umsetzung der aus der Bewertung hervorgegangenen Empfehlungen vo-

ranzubringen; 

 11. weist das Exekutivdirektorium an, dem Ausschuss zur Bekämpfung des Terro-

rismus regelmäßig oder auf sein Ersuchen hin im Rahmen mündlicher und/oder schriftlicher 

Unterrichtungen zeitnah über die Arbeit des Exekutivdirektoriums Bericht zu erstatten, na-

mentlich über seine Besuche in Mitgliedstaaten, den aktuellen Stand der Abstimmung mit 

den zuständigen Organen der Vereinten Nationen, den Austausch mit maßgeblichen Akteu-

ren, die nicht den Vereinten Nationen angehören, die Durchführung von Bewertungen, die 

Vertretung des Ausschusses auf verschiedenen internationalen und regionalen Treffen und 

sonstige Aktivitäten, auch während der Planungsphase, sowie eine jährliche Überprüfung 

und Vorschau der Aktivitäten zur Erleichterung der Durchführung der Resolutionen 1373 

(2001), 1624 (2005), 2178 (2014) und anderer einschlägiger Resolutionen vorzunehmen, 

und ersucht den Ausschuss in diesem Zusammenhang, mit Unterstützung des Exekutivdi-
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Ausschusses und seines Exekutivdirektoriums Bericht zu erstatten, gegebenenfalls auch in 

Verbindung mit den Berichten der Vorsitzenden des Ausschusses nach den Resolutio-

nen 1267 (1999), 1989 (2011) und 2253 (2015) und des Ausschusses nach Resolution 1540 

(2004), und unter Berücksichtigung seiner Maßnahmen zur stärkeren Abstimmung mit an-

deren Organen der Vereinten Nationen, zur Einholung des Einverständnisses von Mitglied-

staaten zu Länderbesuchen und Berichten und zur Verbesserung der Umsetzung der Emp-

fehlungen darüber Bericht zu erstatten, inwieweit seine Bewertungen und Analysen zur Ver-

besserung der Terrorismusbekämpfung durch die Mitgliedstaaten beigetragen haben, und 

bekundet seine Absicht, mindestens einmal jährlich informelle Konsultationen über die Ar-

beit des Ausschusses abzuhalten; 

 13. weist das Exekutivdirektorium an, Länderbewertungen, Empfehlungen, Erhe-

bungen und 
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legt dem Exekutivdirektorium nahe, sich um enge Zusammenarbeit mit der FATF zu bemü-

hen, um die wirksame Umsetzung der Empfehlungen zur Bekämpfung der Terrorismusfi-

nanzierung voranzubringen, insbesondere Empfehlung 6 zu zielgerichteten finanziellen 

Sanktionen im Zusammenhang mit dem Terrorismus und der Terrorismusfinanzierung, und 

dafür zu sorgen, dass die Mitgliedstaaten dieses wichtige Werkzeug zur Bekämpfung der 

Terrorismusfinanzierung verstärkt anwenden; 

 26. anerkennt die Arbeit, die das Exekutivdirektorium zur Bekämpfung der Nutzung 

des Internets und der sozialen Medien für terroristische Zwecke leistet, unter gleichzeitiger 

Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, unter Berücksichtigung der Einhaltung 

der anwendbaren völkerrechtlichen Verpflichtungen durch die Mitgliedstaaten und einge-

denk der Notwendigkeit, die weltweite Vernetzung und den freien und sicheren Informa-

tionsfluss aufrechtzuerhalten, der die wirtschaftliche Entwicklung, die Kommunikation, die 

Teilhabe und den Zugang zu Informationen erleichtert, und betont, wie wichtig die Zusam-

menarbeit mit der Zivilgesellschaft und dem Privatsektor bei diesem Unterfangen ist; 

 27. begrüßt die Zusammenarbeit zwischen dem Exekutivdirektorium und dem 

Team für analytische Unterstützung und Sanktionsüberwachung des Ausschusses nach Re-

solution 1267 (1999) und erklärt erneut, dass die laufende Zusammenarbeit zwischen dem 

Ausschuss zur Bekämpfung des Terrorismus, dem Exekutivdirektorium und den für die Ter-

rorismusbekämpfung zuständigen Organen des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen, ein-

schließlich des Ausschusses nach den Resolutionen 1267 (1999), 1989 (2011) und 2253 

(2015) und des Ausschusses nach Resolution 1540 (2004), sowie ihren jeweiligen Sachver-

ständigengruppen gestärkt werden muss, unter anderem durch verstärkten Informationsaus-

tausch, die Koordinierung der Länderbesuche und der Vermittlung und Überwachung tech-

nischer Hilfe und durch andere Kooperationsmaßnahmen, die den Mitgliedstaaten bei ihren 

Anstrengungen zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen nach den einschlägigen Resolutionen 

helfen sollen; 

 28. fordert das Exekutivdirektorium erneut auf, Geschlechterfragen als Quer-

schnittsthema in alle seine Tätigkeiten, darunter seine länderspezifischen Bewertungen und 

Berichte, die Empfehlungen an Mitgliedstaaten, die Vermittlung technischer Hilfe für Mit-

gliedstaaten und die Unterrichtungen des Rates, aufzunehmen, legt dem Exekutivdirekto-

rium nahe, als Beitrag zu seiner Arbeit Konsultationen mit Frauen und Frauenorganisationen 

zu führen, und fordert das Exekutivdirektorium nachdrücklich auf, in Zusammenarbeit mit 

UN-Frauen eine geschlechterdifferenzierte Forschung und Datenerhebung hinsichtlich der 

Triebkräfte der Radikalisierung zum Terrorismus für Frauen und der Auswirkungen der Ter-

rorismusbekämpfungsstrategien auf die Menschenrechte der Frauen und auf Frauenorgani-

sationen durchzuführen; 

 29. legt dem Exekutivdirektorium nahe, gegebenenfalls die Auswirkungen des Ter-

rorismus auf Kinder und ihre Rechte in seine Arbeit einzubeziehen, insbesondere in Bezug 

auf Fragen im Zusammenhang mit den Familien zurückkehrender und umsiedelnder auslän-

discher terroristischer Kämpfer; 

 30. legt der ICAO und dem Exekutivdirektorium nahe, in Zukunft noch enger zu-

sammenzuarbeiten, insbesondere indem sie gemeinsam für die Terrorismusbekämpfung und 

die Luftverkehrssicherheit relevante Lücken und Schwachstellen identifizieren, die Tätig-

keit und die Instrumente beider Einrichtungen bekanntmachen und sich in Bezug auf die 

Bewertungen des Exekutivdirektoriums und die Erarbeitung von Empfehlungen eng abstim-

men, verweist darauf, dass die Anhänge 9 und 17 des Abkommens über die Internationale 

Zivilluftfahrt Richtlinien und Empfehlungen für die Aufdeckung und Verhütung terroristi-

scher Bedrohungen im Bereich der Zivilluftfahrt, einschließlich durch Frachtkontrolle, ent-

halten, begrüßt den Beschluss der ICAO, für ihre Mitgliedstaaten eine Richtlinie für die 

Verwendung von Vorab-Passagier-Informationssystemen festzulegen, und bekräftigt, wie 
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